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Checkliste

Europäisches Beihilferecht

1. Einführung

Art. 3 lit. g) EGV schreibt zur Sicherung des Gemeinsamen Marktes der Gemeinschaft ein System vor, das den Wettbewerb innerhalb des Binnenmarktes vor Verfälschungen schützt. Kern des Systems ist das Wettbewerbsrecht des EGV. Die Art. 87 bis 89 EGV, die in dieser Vorlage behandelt werden, betreffen die staatlichen Beihilfen (Subventionen) der Mitgliedstaaten an Unternehmen. 

Es sollen wettbewerbsverzerrende Beihilfen der öffentlichen Hand an einheimische Unternehmer vermieden oder zumindest kontrolliert werden. Andererseits soll den Mitgliedstaaten ein Raum für berechtigte sozial- und wirtschaftspolitische Subventionierungen gelassen werden. Die Art. 87 bis 89 EGV sind demnach ein Ordnungsrahmen für das unter Gemeinschaftsrechtsgesichtspunkten erträgliche Maß nationaler Subventionierung. Die Kommission strebt dabei eine stetige Verringerung des Niveaus staatlicher Beihilfen in der Gemeinschaft an. 

In Deutschland erregte das Beihilferecht durch einzelne Urteile der nationalen Gerichte und des EuGH Aufmerksamkeit. So musste z.B. der Freistaat Sachsen Subventionen, die er VW gewährt hatte, zurückverlangen. Nicht minder bedeutsam sind die kleineren Fälle, in denen beispielsweise Grundstücksverkäufe durch die öffentliche Hand und zu besonders günstigen Bedingungen von den Gerichten für nichtig erklärt wurden.

a) Rechtsgrundlagen

Der EG-Vertrag ist Primärrecht der EU und regelt die Zentralnormen des europäischen Beihilfenrechts in den Art. 87 bis 89 EGV. Diese Vorschriften sollen wettbewerbsverzerrende Beihilfen der öffentlichen Hand an einheimische Unternehmer vermeiden oder zumindest kontrollieren. 

Art. 87 EGV konstatiert das grundsätzliche Verbot staatlicher Beihilfen mit seinen Tatbestandsvoraussetzungen sowie einigen Ausnahmen. Allerdings gilt das Beihilfenverbot weder absolut noch unbedingt, deshalb ist Art. 87 EGV als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt ausgestaltet. 

Art. 88 EGV legt das Verfahren zur Anmeldung („Notifizierung“) einer Beihilfe fest.

Art. 89 EGV gibt die Möglichkeit, sogenannte Gruppenfreistellungsverordnungen zu erlassen. Durch diese werden bestimmte Gruppen von Beihilfen allgemein für „mit dem gemeinsamen Markt vereinbar“ erklärt. So werden unproblematische Standardfälle zur Verwaltungsvereinfachung von der Notifizierungspflicht befreit. Die Gruppenfreistellungsverordnungen sind von hoher praktischer Bedeutung und umfassen den Großteil aller gewährten Beihilfen.

b) Anwendungsbereich und Ausnahmen

Art. 87 Abs. 1 EGV bestimmt das Beihilfenverbot: Soweit im EGV nichts anderes bestimmt ist, sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb zu verfälschen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen.

Andere Bestimmungen trifft der EGV in Sektoren wie Landwirtschaft (Art. 36 EGV) oder Verkehr (Art. 73 EGV). Beihilfen sind in diesen Bereichen nach den dort geltenden Spezialvorschriften zu bewerten.

Nicht unter das Beihilfenregime der Art. 87 bis 89 EGV fallen Beihilfen der EU selbst.

In Gruppenfreistellungsverordnungen hat die Kommission für bestimmte horizontale Sachgebiete Beihilfevorhaben bestimmt, die an sich mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind. Die Kommission hat bislang vier Gruppenfreistellungsverordnungen erlassen
:

· „De-Minimis“-Regelung für Beihilfen, die einen Subventionswert bei Unternehmen von 100.000 € in drei Jahren nicht überschreiten;

· eine Regelung für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) für unabhängige Unternehmen, bei denen bis zu 15% einer Investitionsmaßnahme gefördert werden können;

· Ausbildungsbeihilfen für ausbildende Unternehmen;

· Beschäftigungsbeihilfen für Unternehmen, die Arbeitsplätze für Erwerbslose, Benachteiligte oder Behinderte schaffen.

c) Kommunale Beihilfen

Arten staatlicher Beihilfen sind z.B. bei folgenden Sachverhalten denkbar:

· Zuführung von Kapital, Übernahme von Verlusten;

· Erbringung sonstiger Geldleistungen (Darlehen, Zuschüsse);

· Übernahme von Haftungsverbindlichkeiten (Garantien, Bürgschaften);

· Veräußerung und Erwerb von Beteiligungen;

· Veräußerung und Erwerb von Grundvermögen;

· Errichten von Infrastrukturen;

· Erbringen von Dienstleistungen;

· Ermäßigung oder Befreiung von Steuern und Abgaben;

· Ermäßigung oder Befreiung von Sozialversicherungsbeiträgen;

· Befreiung von allgemeinen Rechtsvorschriften;

· Beitreiben von Forderungen.

2. Tatbestand der Beihilfe

Der Tatbestand des Art. 87 EGV umfasst folgende Elemente:

· Gewährung einer Begünstigung;

· Übertragung staatlicher Mittel;

· Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige;

· zumindest drohende Verfälschung des Wettbewerbs;

· Beeinträchtigung des innergemeinschaftlichen Handels.

a)
Gewährung einer Begünstigung

Der Begriff der Beihilfe setzt die Gewährung einer Begünstigung im weitesten Sinne voraus („Beihilfen gleich welcher Art“). Eine Beihilfe betrifft demnach nicht nur positive Leistungen wie Subventionen sondern auch Maßnahmen, die die Belastungen vermindern, welche ein Unternehmen normalerweise zu tragen hat und somit den Subventionen nach Art und Wirkung gleichstehen.

Um die Höhe der Begünstigung zu bestimmen, muss der sogenannte Subventionswert der Beihilfe errechnet werden. Wenn dieser im Einzelfall unter 100.000 € in einem Drei-Jahreszeitraum liegt, ist das Vorhaben nach der De-Minimis-Regelung freigestellt. Die Berechnung kann sehr kompliziert sein, aber eine Vielzahl von Begünstigungen lassen sich sehr einfach bestimmen. Vergleichsmaßstab sind immer der „am Markt zu erzielende Preis“ bzw. die „marktüblichen Bedingungen“. Wenn die Fördermaßnahme, egal ob Verwaltungsakt oder zivilrechtlicher Vertrag, hiervon für den Empfänger positiv abweicht, muss die Differenz errechnet werden. Diese stellt den Subventionswert dar.

Bsp. Flächenverkauf:
Die Stadt S will ein Gewerbegrundstück verkaufen. Sie veröffentlicht dies im Amtsblatt und in der regionalen Presse, ohne einen Mindestpreis festzulegen. Es meldet sich nur ein Bewerber und dieser ist will nur einen Preis zahlen, der weit unter dem Verkehrswert liegt.


Hier ist der angebotene Preis der am Markt zu erzielende Preis. Ein Verkauf zu diesen Konditionen ist keine Beihilfe.

Bsp. Bürgschaft:
Der Landkreis L übernimmt eine Bürgschaft um den Kredit eines Unternehmens über 100.000 € zu sichern. Dadurch erhält das Unternehmen einen Kreditzins, der bei 8% p.a. liegt. Ohne die Bürgschaft hätte die Bank 10% p.a. verlangt. Der Kredit wird über drei Jahre zurückgezahlt.


Der Subventionswert liegt hier nicht bei der Höhe der Kreditsumme, sondern errechnet sich nach dem Zinsvorteil, den das Unternehmen durch die Bürgschaft erlangt. Er liegt also bei  6.000 € (Zinsvorteil i.H.v. 2000 € p.a. mal 3 Jahre). Die Beihilfe fällt damit unter „De-Minimis“ und muss nicht angemeldet werden.

Achtung: Wenn das Unternehmen ohne staatliche Bürgschaft keinen Kredit bekommen hätte, entspricht der Subventionswert der Darlehenssumme..

b) 
Übertragung staatlicher Mittel

Staatliche Mittel sind zum einen die Mittel der Mitgliedstaaten und ihrer selbständigen oder unselbständigen, nationalen, regionalen oder lokalen öffentlichen Einrichtungen („öffentliche Hand“), sowie die Mittel der Unternehmen, auf welche die öffentliche Hand unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben kann („öffentliche Unternehmen“). Hierunter fallen sowohl Kommunen als auch Unternehmen, auf die Kommunen einen Beherrschenden Einfluss haben (z.B. Mehrheitsbeteiligung). Staatliche Mittel sind aber auch die Mittel öffentlicher und privater Einrichtungen, auf deren Vergabe der Staat einen maßgeblichen Einfluss ausüben kann (z.B. Entscheidungen des Sparkassenverwaltungsrates). Für eine Beihilfe müssen staatliche Mittel unmittelbar oder mittelbar auf ein begünstigtes Unternehmen übertragen werden. 

c) 
Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige

Der Begriff des Unternehmens erfasst jede eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung. Entscheidend ist eine auf Dauer ausgerichtete wirtschaftliche Tätigkeit, eine Gewinnerzielungsabsicht ist nicht erforderlich. Ebenso ist die Rechtsform unerheblich. Auch rechtlich unselbständige, private und öffentliche Einrichtungen können Unternehmen sein. Das Europarecht legt damit einen funktionalen Unternehmensbegriff zu Grunde. 

Unternehmen sind beispielsweise:

· Personen- und Kapitalgesellschaften Privater


· Unternehmen mit kommunaler Beteiligung

· gemeinnützige GmbHs

· kommunale Eigenbetriebe

· Regiebetriebe

Für Kommunen bedeutsam ist, dass sie sich nicht durch Änderungen der Organisationsform dem Beihilfenrecht entziehen können. Abgrenzungsgesichtspunkt ist vielmehr die wirtschaftliche Tätigkeit kommunaler Einheiten. Sofern eine solche vorliegt, ist das Beihilfenrecht zu beachten. Die Kommission geht dabei mit der Einordnung als wirtschaftlich sehr weit.

Produktionszweige sind Unternehmen eines bestimmten Wirtschaftszweiges, die Vergünstigungen erhalten.

d) 
Verfälschung des Wettbewerbs

Zum Nachweis der Verfälschung des Wettbewerbs muss die Kommission als Wettbewerbsbehörde nicht eine tatsächliche Beeinträchtigung feststellen. Es genügt, dass durch die Beihilfe eine Wettbewerbsverfälschung droht. Eine plausible Begründung durch die Kommission reicht aus. Bei Betriebsbeihilfen oder Beihilfen an Unternehmen in Bereichen mit intensivem Wettbewerb wird die Verfälschung des Wettbewerbs sogar unwiderleglich vermutet.

e)
Beeinträchtigung des innergemeinschaftlichen Handels

Die Zwischenstaatlichkeitsklausel der Störung des innergemeinschaftlichen Handels soll das Gemeinschaftsrecht gegen das nationale Recht der Mitgliedstaaten abgrenzen, aber die Anforderungen an eine mögliche Handelsbeeinträchtigung sind gering. Als Abgrenzungsmerkmal hat die Störung des innergemeinschaftlichen Handels daher praktisch kaum Bedeutung.

3. Verfahren

Die Mitgliedstaaten müssen Beihilfen bei der Kommission anmelden (notifizieren) und dürfen sie nach Art. 88 Abs. 3 Satz 3 EGV nicht gewähren, solange keine abschließende Entscheidung der Kommission vorliegt. Wird die Beihilfe dennoch gewährt, wird die Kommission den Mitgliedstaat zur Rückforderung verpflichten. So kann die Kommission auch eine Kommune verpflichten, eine Beihilfe vom Begünstigten zurück zu verlangen, denn „Mitgliedsstaat“ i.S.d. Beihilfenrechts ist die gesamte sogenannte „öffentliche Hand“. 

Verfahrensbeteiligte sind die Kommission und der Mitgliedstaat. Die Bundesrepublik Deutschland wird gegenüber der EG vom Bund vertreten. Eine Beihilfe eines Landkreises in Sachsen-Anhalt müsste über das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit des Landes Sachsen-Anhalt an das Bundesfinanzministerium geleitet werden, das wiederum den Bund bei der Kommission vertritt. 

Im Beihilfenverfahren ist die Vorprüfungsphase und das Hauptprüfverfahren zu unterscheiden. Das Vorverfahren soll nach der Verfahrensverordnung in zwei Monaten nach der vollständigen Anmeldung abgeschlossen sein. Da in der Praxis der betroffene Mitgliedstaat oftmals Unterlagen nachreichen muss, um einem Auskunftsersuchen der Kommission zur Sachverhaltsklärung nachzukommen, kann sich das Vorverfahren aber länger hinziehen. Hat die Kommission nach der Vorprüfung Bedenken über die Vereinbarkeit der angemeldeten Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt, so leitet sie das förmliche Prüfverfahren ein. Die Kommission soll 18 Monate nach Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens eine Entscheidung erlassen. Auch hier kommt es in der Praxis zu längeren Verfahrenszeiten.

4. Rechtsfolgen bei Verstößen

Wenn ein Mitgliedsstaat eine Beihilfe gewährt, die nicht genehmigt wurde und auch unter keine Ausnahmeregelung fällt, dann hat das zwei Folgen:  

· Erhält die Kommission Kenntnis von einer möglicherweise europarechtswidrigen Beihilfe, so kann sie bis zu einer Entscheidung eine Aussetzungsanordnung und eine vorläufige Rückforderungsanordnung gegen den Mitgliedstaat erlassen. Wird die Rechtswidrigkeit einer Beihilfe festgestellt, so ergeht hier eine Rückforderungsentscheidung, mit der der Mitgliedstaat aufgefordert wird, die Beihilfe vom Empfänger mit Zinsen zurückzufordern. Weigert sich der Mitgliedsstaat, so wird ein Vertragsverletzungsverfahren vor dem EUGH eingeleitet – die ausgeurteilten Strafzahlungen würde der Bund anschließend von Stelle einklagen, die die Beihilfe gewährt hat.

· Die Stelle, die die Beihilfe gewährt hat, muss sie zurückverlangen. Ein der Beihilfe zugrunde liegender Verwaltungsakt ist rechtswidrig und muss nach § 48 VwVfG zurückgenommen werden. Ein der Beihilfe zugrunde liegender Vertrag ist wegen Verstoßes gegen § 134 BGB nichtig und muss nach Bereicherungsrecht rückabgewickelt werden. Unterbleibt eine Rückforderung, so droht auch hier ein Vertragsverletzungsverfahren vor dem EuGH. Wegen des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts können bei der öffentlich-rechtlichen Rückforderung eines Förderbescheids im innerstaatlichen Bereich entgegenstehende Vorschriften wie Vertrauensschutz, Verjährung oder Ähnliches nicht angewandt werden. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass sich die unrechtmäßige Gewährung einer Beihilfe für das begünstigte Unternehmen keinerlei Vorteile bringt. Auch die gewährende Stelle setzt sich erheblichen finanziellen Risiken aus.

5. Besonderheit: „Daseinsvorsorge“ und „Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse“

Art. 86 Abs. 2 EGV bestimmt, dass für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut sind, die Vorschriften des EGV, insbesondere die Wettbewerbsregeln, gelten, soweit die Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung der den Unternehmen übertragenen besonderen gemeinwohlorientierten Aufgaben rechtlich oder tatsächlich verhindert. Dabei darf die Entwicklung des Handelsverkehrs nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt werden, das dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderläuft. 

Auf kommunaler Ebene betrifft dies alle Leistungen, die üblicherweise unter dem Begriff „Daseinsvorsorge“ zusammengefasst werden. Es bedeutet, dass die Wettbewerbsregeln für Unternehmen, die Leistungen der Daseinsvorsorge erbringen, nur soweit gelten, wie sie die ordnungsgemäße Erfüllung der jeweiligen öffentlichen Aufgabe nicht verhindern. Die dem Unternehmen gewährten Vorteile dürfen aber auch nicht über das hinausgehen, was zur Erfüllung dieser Aufgabe notwendig ist. Im Ergebnis sind Unternehmen, die Daseinsvorsorgeleistungen erbringen, gegenüber anderen Unternehmen beihilferechtlich privilegiert.

Beihilferechtlich relevant nach Art. 86 Abs. 2 EGV sind lediglich marktbezogene Gemeinwohlleistungen („Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse“). Die nichtwirtschaftlichen, d.h. nicht marktbezogenen Daseinsvorsorgeleistungen unterliegen nicht dem Beihilferecht (z.B.: allgemeinbildende Schulen, Bereitstellung eines Schienennetzes) . Die Abgrenzung zwischen wirtschaftlichen und nichtwirtschaftlichen Daseinsvorsorgeleistungen ist sehr schwierig und im Einzelfall umstritten. Sicherheitshalber sollte eine Kommune bei der Gewährung von Beihilfen an ein mit Gemeinwohlaufgaben betrautes Unternehmen vom Vorliegen einer wirtschaftlichen Leistung ausgehen und die dafür entwickelten Grundsätze anwenden.

Die Grundsätze für die Rechtmäßigkeit einer Beihilfegewährung an ein mit Aufgaben der Daseinsvorsorge betrautes Unternehmen hat der EuGH mit seiner „Altmark-Trans“-Entscheidung aus dem Jahr 2003 gegeben. In diesem Verfahren ging es um eine Linienverkehrsgenehmigung nach dem Personenbeförderungsgesetz in Sachsen-Anhalt, die das Regierungspräsidium Magdeburg nach Zeitablauf ohne Ausschreibung wieder an den bisherigen Betreiber übertragen hatte. Eine Ausschreibung war nach deutschem Recht nicht nötig, weil der Betreiber „eigenwirtschaftlich“ i.S. des Personenbeförderungsgesetzes gewesen sein soll. Die „Eigenwirtschaftlichkeit“ des Betreibers konnte aber nur durch öffentliche Subventionen des Landkreises Stendal gesichert werden. Dagegen klagte ein Konkurrent vor dem Verwaltungsgericht.

Der Gerichtshof vier Voraussetzungen formuliert, die gegeben sein müssen, um den Beihilfencharakter auszuschließen. Das dient dazu, den Mitgliedstaaten gewisse Schranken vorzugeben, Transparenz sicherzustellen und insbesondere versteckte Beihilfen durch zu hohe Ausgleichszahlungen („Überkompensierungen“) zu verhindern.

Der Europäische Gerichtshof verlangt demnach:

1. Das begünstigte Unternehmen muss tatsächlich mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut sein und diese Verpflichtungen müssen klar definiert sein;

2. die Parameter, anhand derer die Ausgleichsleistung berechnet wird, müssen zuvor objektiv und transparent aufgestellt worden sein, um zu verhindern, dass die Ausgleichsleistung das betraute Unternehmen gegenüber Konkurrenten begünstigt;

3. der Ausgleich darf auch nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Kosten der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zu decken. Zu berücksichtigen sind dabei die erzielten Einnahmen und ein angemessener Gewinn;

4. wird das Unternehmen durch Ausschreibung gesucht, so ist die Ausgleichsleistung auf Grundlage einer Kostenanalyse für ein durchschnittliches, gut geführtes Unternehmen zu bemessen. Wird das Unternehmen nicht im Rahmen eines öffentlichen Vergabeverfahrens ausgewählt, ist die Höhe des erforderlichen Ausgleichs im Vergleich mit den Kosten zu bestimmen, die ein durchschnittliches Verkehrsunternehmen zu tragen hätte (marktorientierte Direktvergabe).

� Details in der Handreichung im Rechtsamt, S. 5ff
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